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ZU dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Kostenvorschriften des Atomgesetzes 
— Drucksache 8/3195 — 


A. Problem 

Nach dem bisher geltenden Recht sind die Gebührensätze im 
atomrechtlichen Verwaltungsverfahren niedrig gehalten, weil 
he friedliche Nutzung der Kernenergie gefördert und die Ent- 
.cklung und Erprobung von Kernenergieanlagen deswegen 
"ht mit vergleichsweise hohen Verwaltungskosten belastet 
arden sollten. Nachdem die Errichtung und der Betrieb kern- 
^jchnischer Anlagen in eine Phase großtechnischer, kommer- 
' eher Anwendung hineingewachsen sind, sollen künftig nach 
;m Verursacherprinzip kostendeckende Gebühren für den 
Vollzug des Atomgesetzes erhoben werden. 


B. Lösung 

Die bestehende Ermächtigungsgrundlage für den Erlaß von 
Kostenverordnungen wird in den §§ 21 bis 21b des Atom- 
gesetzes entsprechend präzisiert und erweitert, 

Mehrheitsentscheidung gegen die Stimmen der CDU/CSU-Frak- 
tion zum Gesetzentwurf im Ganzen — bei Einstimmigkeit in 
den Einzelregelungen mit Ausnahme der Regelung des Zeit- 
punktes der Begründung einer Vorausleistungspflicht in § 21 b 
Abs. 2. 
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C. Alternativen 

Die Fraktion der CDU/CSU hat vorgeschlagen, die Vorschrift 
des § 21 b Abs. 2 so zu fassen, daß die Pflicht zur Vorausleistung 
von Beiträgen erst bei Erteilung der Betriebsgenehmigung, auf 
keinen Fall jedoch vor der ersten Teilerrichtungsgenehmigung 
begründet wird. Der Bundesrat hat u. a. vorgeschlagen, die 
Landessammelstellen und die zur Erfüllung ihrer Pflichten 
tätigen Dritten von der Beitragspflicht des § 21 b auszunehmen. 


D. Kosten 

Mit dem Gesetzentwurf wird die Möglichkeit eröffnet, die beim 
Vollzug des Atomgesetzes anfallenden Verwaltungskosten, 
sowie die Aufwendungen für Errichtung und Betrieb von An- 
lagen nach § 9 a Abs. 3 den Genehmigungsinhabern und An- 
tragstellern in vollem Umfang aufzuerlegen, so daß die öffent- 
lichen Haushalte insoweit entlastet werden. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 8/3195 — in der aus der anliegenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen und Eingaben für erle- 
digt zu erklären. 

Bonn, den 14. April 1980 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz Dr. Laufs Schäfer (Offenburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
von Kostenvorschriften des Atomgesetzes 
- Drucksache 8/3195 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Kostenvorschriften des Atomgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

Artikel 1 

Das Atomgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 31. Oktober 1976 (BGBl. I S. 3053), 
geändert durch Artikel 9 Nr. 13 des Gesetzes vom 

3. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3281), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 21 wird durch folgende §§ 21 bis 21 b ersetzt; 

.§ 21 
Kosten 

(1) Kosten (Gebühren und Auslagen) werden 
erhoben 

1. für Entscheidungen über Anträge nach den 
§§ 4, 6, 7, 7 a, 9 und 9 b; 

2. für Entscheidungen nach § 17 Abs. 1 Satz 3 
und § 19 Abs. 3; 


3. für die staatliche Verwahrung von Kern- 
brennstoffen nach § 5 Abs. 1 ; 

4. für sonstige Amtshandlungen einschließlich 
Prüfungen und Untersuchungen der Physika- 
lisch-Technischen Bundesanstalt, soweit sie 
nach § 23 zuständig ist; 

5. für die in der Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 3 näher zu bestimmenden sonstigen Auf- 
sichtsmaßnahmen nach § 19. 

(2) Vergütungen für Sachverständige sind als 
Auslagen zu erstatten, soweit sie sich auf Be- 
träge beschränken, die unter Berücksichtigung 
der erforderlichen fachlichen Kenntnisse und be- 
sonderer Schwierigkeiten der Begutachtung, Prü- 
fung und Untersuchung als Gegenleistung für die 
Tätigkeit des Sachverständigen angemessen sind. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Kostenvorschriften des Atomgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Atomgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 31. Oktober 1976 (BGBl. I S. 3053), ge- 
ändert durch Artikel 9 Nr. 13 des Gesetzes vom 
3. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3281), wird wie folgt 
geändert; 

1. § 21 wird durch folgende §§ 21 bis 21 b ersetzt: 

„§ 21 
Kosten 

(1) Kosten (Gebühren und Auslagen) werden 

erhoben 

1. unverändert 

2. für Festsetzungen nach § 4b Abs. 1 Satz 2 
und § 13 Abs. 1 Satz 2, für Entscheidungen 
nach § 9 b Abs. 2 Satz 2, für Entscheidungen 
nach § 17 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2, 3, 4 und 5, 
soweit nach § 18 Abs. 2 eine Entschädigungs- 
pflicht nicht gegeben ist, und für Entschei- 
dungen nach § 19 Abs. 3; 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung 
nach den Grundsätzen des Verwaltungskosten- 
gesetzes vom 23, Juni 1970 (BGBL I S. 821) ge- 
regelt. Dabei sind die gebührenpflichtigen Tat- 
bestände näher zu bestimmen und feste Sätze 
oder Rahmensätze vorzusehen. Die Gebühren- 
sätze sind so zu bemessen, daß der mit den 
Amtshandlungen, Prüfungen oder Untersuchun- 
gen verbundene Personal- und Sachaufwand ge- 
deckt wird; bei begünstigenden Amtshandlungen 
kann daneben die Bedeutung, der wirtschaftliche 
Wert oder der sonstige Nutzen für den Gebüh- 
renschuldner angemessen berücksichtigt werden. 
In der Verordnung können die Kostenbefreiung 
und die Entstehung der Kostenschuld abweichend 
von den Vorschriften des Verwaltungskosten- 
gesetzes geregelt werden. 


(4) Die Aufwendungen für Schutzmaßnahmen 
und für ärztliche Untersuchungen, die aufgrund 
dieses Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz 
erlassenen Rechtsverordnung durchgeführt wer- 
den, trägt, wer nach diesem Gesetz oder einer 
nach diesem Gesetz zu erlassenden Rechtsver- 
ordnung einer Genehmigung bedarf oder ver- 
pflichtet ist, die Tätigkeit anzuzeigen, zu der 
die Schutzmaßnahme oder die ärztliche Unter- 
suchung erforderlich wird. 

(5) Soweit Landesbehörden Rechtsverordnun- 
gen ausführen, die auf Grund der §§ 10 bis 12 er- 
lassen sind, gelten vorbehaltlich des Absatzes 2 
die landesrechtlichen Kostenvorschriften. 

§ 21 a 

Kosten für die Benutzung von Anlagen 
nach § 9 a Abs. 3 

(1) Für die Benutzung von Anlagen nach § 9a 
Abs. 3 werden von den Ablieferungspflichtigen 
Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Als 
Auslagen können auch Vergütungen nach § 21 
Abs. 2 und Aufwendungen nach § 21 Abs. 4 er- 
hoben werden. Die allgemeinen gebührenrecht- 
lichen Grundsätze über Entstehung der Gebühr, 
Gebührengläubiger, Gebührenschuldner, Gebüh- 
renentscheidung, Vorschußzahlung, Fälligkeit, 
Stundung, Niederschlagung, Erlaß, Verjährung, 
Erstattung und Rechtsbehelfe finden nach Maß- 
gabe der §§ 11, 12, 13 Abs. 2, §§ 14 und 16 bis 22 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(3) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung 
nach den Grundsätzen des Verwaltungskosten- 
gesetzes geregelt. Dabei sind die gebührenpflich- 
tigen Tatbestände näher zu bestimmen und die 
Gebühren durch feste Sätze, Rahmensätze oder 
nach dem Wert des Gegenstandes zu bestimmen. 
Die Gebührensätze sind so zu bemessen, daß der 
mit den Amtshandlungen, Prüfungen oder Un- 
tersuchungen verbundene Personal- und Sach- 
aufwand gedeckt wird; bei begünstigenden Amts- 
handlungen kann daneben die Bedeutung, der 
wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen 
für den Gebührenschuldner angemessen berück- 
sichtigt werden. In der Verordnung können die 
Kostenbefreiung der physikalisch-technischen 
Bundesanstalt und die Verpflichtung zur Zahlung 
von Gebühren für die Amtshandlungen bestimm- 
ter Behörden abweichend von § 8 des Verwal- 
tungskostengesetzes geregelt werden. Die Ver- 
jährungsfrist der Kostenschuld kann abweichend 
von § 20 des Verwaltungskostengesetzes verlän- 
gert werden. Es kann bestimmt werden, daß die 
Verordnung auch auf die bei ihrem Inkrafttreten 
anhängigen Verwaltungs verfahren anzuwenden 
ist, soweit in diesem Zeitpunkt die Kosten nicht 
bereits festgesetzt sind. 

(4) unverändert 


(5) Im übrigen gelten bei der Ausführung die- 
ses Gesetzes und von Rechtsverordnungen, die 
auf Grund des § 7 Abs. 4 Satz 3 und Abs. 5, des 
§ 7 a Abs. 2 und der §§ 10 bis 12 erlassen sind, 
durch Landesbehörden vorbehaltlich des Absat- 
zes 2 die landesrechtlichen Kostenvorschriften, 

§ 21 a 

Kosten (Gebühren und Auslagen) oder Entgelte 

für die Benutzung von Anlagen nach § 9 a Abs. 3 

(1) Für die Benutzung von Anlagen nach § 9 a 
Abs. 3 werden von den Ablieferungspflichtigen 
Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Als 
Auslagen können auch Vergütungen nach § 21 
Abs. 2 und Aufwendungen nach § 21 Abs. 4 er- 
hoben werden. Die allgemeinen gebührenrecht- 
lichen Grundsätze über Entstehung der Gebühr 
Gebührengläubiger, Gebührenschuldner, Gebüh- 
renentscheidung, Vorschußzahlung, Sicherheits- 
leistung, Fälligkeit, Säumniszuschlag, Stundung, 
Niederschlagung, Erlaß, Verjährung, Erstattung 
und Rechtsbehelfe finden nach Maßgabe der §§ 
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Entwurf 

des Verwaltungskostengesetzes Anwendung, so- 
weit nicht in der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
Abweichendes bestimmt wird. 


(2) Durch Rechtsverordnung können die kosten- 
pflichtigen Tatbestände nach Absatz 1 näher be- 
stimmt und dabei feste Sätze oder Rahmensätze 
vorgesehen werden. Die Gebührensätze sind so 
zu bemessen, daß sie die nach betriebswirtschaft- 
lichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten der 
laufenden Verwaltung und Unterhaltung der An- 
lagen nach § 9 a Abs, 3 decken. Dazu gehören 
auch die Verzinsung des aufgewandten Kapitals 
und die Abschreibung, die nach der mutmaßlichen 
Nutzungsdauer und der Art der Nutzung gleich- 
mäßig zu bemessen ist. Der aus Beiträgen nach 
§ 21 b sowie aus Leistungen und Zuschüssen Drit- 
ter aufgebrachte Kapitalanteil bleibt bei der Ver- 
zinsung unberücksichtigt. Bei der Gebührenbe- 
messung sind ferner Umfang und Art der jewei- 
ligen Benutzung zu berücksichtigen. Zur Deckung 
des Investitionsaufwandes für Landessammelstel- 
len kann bei der Benutzung eine Grundgebühr 
erhoben werden. Bei der Bemessung der Kosten 
oder Entgelte, die bei der Ablieferung an eine 
Landessammelstelle erhoben werden, können die 
Aufwendungen, die bei der anschließenden Ab- 
führung an Anlagen des Bundes anfallen, sowie 
Vorausleistungen nach § 21 b Abs, 2 einbezogen 
werden. Sie sind an den Bund abzuführen. 

(3) Die Landessammelstellen können für die 
Benutzung anstelle von Posten ein Entgelt nach 
Maßgabe einer Benutzungsordnung erheben. Bei 
der Berechnung des Entgeltes sind die in Ab- 
satz 2 enthaltenen Bemessungsgrundsätze zu be- 
rücksichtigen. 

§21b 

Beiträge 

(1) Zur Deckung des notwendigen Aufwandes 
für die Planung, den Erwerb von Grundstücken 
und Rechten, die Errichtung, die Erweiterung und 
die Erneuerung von Anlagen des Bundes nach 
§ 9 a Abs. 3 werden von demjenigen, der nach 
einer aufgrund § 12 Abs. 1 Nr. 8 erlassenen 
Rechtsverordnung zur Ablieferung an eine An- 
lage des Bundes verpflichtet ist, Beiträge er- 
hoben. Der notwendige Aufwand umfaßt auch 
den Wert der aus dem Vermögen des Trägers 
der Anlage bereitgestellten Sachen und Rechte 
im Zeitpunkt der Bereitstellung. 

(2) Von demjenigen, der einen Antrag auf Er- 
teilung einer Genehmigung nach den §§ 6, 7 oder 
9 oder nach den Bestimmungen einer aufgrund 
dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverordnung 
zum Umgang mit radioaktiven Stoffen und zur 
Erzeugung ionisierender Strahlen gestellt hat 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

11, 12, 13 Abs. 2, §§ 14 und 16 bis 22 des Verwal- 
tungskostengesetzes Anwendung, soweit nicht in 
der Rechtsverordnung nach Absatz 2 Abweichen- 
des bestimmt wird, 

(2) Durch Rechtsverordnung können die ko- 
stenpflichtigen Tatbestände nach Absatz 1 näher 
bestimmt und dabei feste Sätze oder Rahmen- 
sätze vorgesehen werden. Die Gebührensätze 
sind so zu bemessen, daß sie die nach betriebs- 
wirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Ko- 
sten der laufenden Verwaltung und Unterhal- 
tung der Anlagen nach § 9 a Abs. 3 decken. Da- 
zu gehören auch die Verzinsung und die Ab- 
schreibung des aufgewandten Kapitals. Die Ab- 
schreibung ist nach der mutmaßlichen Nutzungs- 
dauer und der Art der Nutzung gleichmäßig zu 
bemessen. Der aus Beiträgen nach § 21 b sowie 
aus Leistungen und Zuschüssen Dritter aufge- 
brachte Kapitalanteil bleibt bei der Verzinsung 
unberücksichtigt. Bei der Gebührenbemessung 
sind ferner Umfang und Art der jeweiligen Be- 
nutzung zu berücksichtigen. Zur Deckung des 
Investitionsaufwandes für Landessammelstellen 
kann bei der Benutzung eine Grundgebühr erho- 
ben werden. Bei der Bemessung der Kosten oder 
Entgelte, die bei der Ablieferung an eine Lan- 
dessammelstelle erhoben werden, können die 
Aufwendungen, die bei der anschließenden Ab- 
führung an Anlagen des Bundes anfallen, sowie 
Vorausleistungen nach § 21 b Abs. 2 einbezogen 
werden. Sie sind an den Bund abzuführen. 

(3) unverändert 


§ 21 b 
Beiträge 

(1) Zur Deckung des notwendigen Aufwandes 
für die Planung, den Erwerb von Grundstücken 
und Rechten, die anlagenbezogene Forschung 
und Entwicklung, die Errichtung, die Erweite- 
rung und die Erneuerung von Anlagen des Bun- 
des nach § 9 a Abs. 3 werden von demjenigen, 
der nach einer aufgrund § 12 Abs. 1 Nr. 8 er- 
lassenen Rechtsverordnung zur Ablieferung an 
eine Anlage des Bundes verpflichtet ist, Beiträge 
erhoben. Der notwendige Aufwand umfaßt auch 
den Wert der aus dem Vermögen des Trägers 
der Anlage bereitgestellten Sachen und Rechte 
im Zeitpunkt der Bereitstellung. 

(2) unverändert 
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oder dem eine entsprechende Genehmigung er- 
teilt worden ist, können Vorausleistungen auf 
den Beitrag verlangt werden, wenn aufgrund der 
genehmigungsbedürftigen Tätigkeit oder des Be- 
triebs der Anlage mit dem Eintritt der Abliefe- 
rungspflicht an Anlagen des Bundes nach § 9 a 
Abs. 3 gerechnet werden muß. 

(3) Das Nähere über Erhebung, Befreiung, 
Stundung, Erlaß und Erstattung von Beiträgen 
und von Vorausleistungen kann durch Rechtsver- 
ordnung geregelt werden. Dabei können die Bei- 
tragsberechtigten, die Beitragspflichtigen und der 
Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht be- 
stimmt werden. Die Beiträge sind nach den tat- 
sächlich entstandenen notwendigen Aufwendun- 
gen unter Berücksichtigung der Leistungen und 
Zuschüsse Dritter zu bemessen. Die Beiträge 
müssen in einem angemessenen Verhältnis zu 
den Vorteilen stehen, die der Beitragspflichtige 
durch die Anlage erlangt. Vorausleistungen auf 
Beiträge sind mit angemessener Verzinsung zu 
erstatten, soweit sie die nach dem tatsächlichen 
Aufwand ermittelten Beiträge übersteigen." 

2. In § 54 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „13 und 
21 Abs. 6" durch die Worte „13, 21 Abs. 3, § 21 a 
Abs. 2 und § 21 b Abs. 3" ersetzt. 

Artikel 2 

Bis zum Inkrafttreten von Rechtsverordnungen 
nach § 21 Abs. 3, § 21 a Abs. 2 und § 21 b Abs. 3 
werden Kosten nach dem Atomgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Oktober 1976 (BGBl. I 
S. 3053) oder nach den auf diesem Gesetz beruhen- 
den Rechtsverordnungen in der bisher geltenden 
Fassung erhoben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


(3) unverändert 


2. unverändert 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Laufs und Schäfer (Offenburg) 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Ko- 
stenvorschriften des Atomgesetzes wurde vom Deut- 
schen Bundestag in seiner 180. Sitzung am 18. Okto- 
ber 1979 beraten und an den Innenaiisschuß über- 
wiesen. 

Der Innenausschuß hat den Entwurf nach intensiven 
Berichterstattervorbesprechungen in seiner Sitzung 
am 19. März 1980 beraten und mit Mehrheit gegen 
die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion dem Gesetz- 
entwurf im Ganzen in der von ihm vorgeschlagenen 
Fassung zugestiinmt. Dabei hat die Fraktion der 
CDU/CSU dem Gesetzentwurf im Ganzen zum einen 
deswegen nicht zugestimmt, weil zum Zeitpunkt der 
Ausschußberatungen der Entwurf der Kostenver- 
ordnung noch nicht Vorgelegen hat. Zum zweiten 
hat die Fraktion der CDU/CSU den Detailregelun- 
gen in einem Punkt — der Regelung des Zeitpunktes 
der Begründung einer Vorausleistungspflicht in 
§ 21 b Abs. 2 — nicht zugestimmt. Darüber hinaus 
war sie im Gegensatz zu den Fraktionen von SPD 
und FDP der Auffassung, daß der Entwurf zustim- 
mungsbedürftig sei. Im übrigen hat der Ausschuß 
die einzelnen Regelungen einstimmig beschlossen. 

IL Grundlegende Feststellungen und 
Beratungsschwerpiinkte 

Der Ausschuß unterstützt nachhaltig das Ziel des 
Gesetzentwurfs, im Rahmen der Anwendung des 
Atomgesetzes kostendeckende Gebühren nach dem 
Verursacherprinzip zu erheben. Insofern ist der Ge- 
setzentwurf nach Auffassung des Ausschusses not- 
wendig und zielt in die einzig akzeptable Richtung. 
Die Verordnungsermächtigung in diesem Gesetz 
hält der Ausschuß u. a. aus Gründen einer erforder- 
lichen sachlichen Flexibilität bei der Bemessung der 
Kostengebühren für erforderlich und gerechtfertigt. 
Wegen der sachlichen Besonderheiten dieser Ver- 
ordnungsermächtigung, namentlich im Hinblick auf 
die eindeutige Auslegung in einzelnen Punkten, 
sieht er es jedoch ausnahmsweise als erforderlich 
an, daß der Referentenentwurf einer Kostenverord- 
nung seitens der Bundesregierung noch vor der end- 
gültigen Verabschiedung des Gesetzes vorgelegt 
wird, auch wenn der Entwurf wegen der Zustim- 
mungsbedürftigkeit der Rechtsverordnung durch den 
Bundesrat nur vorläufigen Charakter trägt. Die Tat- 
sache, daß der Entwurf einer Kostenverordnung im 
Rahmen der Ausschußberatung noch nicht Vorgele- 
gen hat, war unter anderem auch der Grund, wes- 
wegen die Fraktion der CDU/CSU dem Gesetzent- 
wurf im Ganzen ihre Zustimmung versagt hat. Sie 
war der Auffassung, daß sie der im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Übertragung einer umfassenden Ver- 
ordnungsermächtigung auf die Bundesregierung erst 
dann zustimmeii könne, wenn ein Verordnungsent- 


wurf vorliege, damit deren materieller Gehalt über- 
blickt werden könne. 

Die Schwerpunkte der Beratung betrafen den Um- 
fang der kostenpflichtigen staatlichen Aufsichtsmaß- 
nahmen (1.), die Problematik der eindeutigen Aus- 
legung des § 21 a Abs. 2 (2.), die Ergänzung der 
eine Beitragspflicht auslösenden Tatbestände des 
§ 21 b Abs. 1 durch den Begriff der anlagenbezoge- 
nen Forschung und Entwicklung (v3.) und die Frage 
des Zeitpunktes der Begründung einer Vorauslei- 
stungspflicht in § 21 b Abs. 2 (4.). 

Zu 1. 

Der Ausschuß ist in Übereinstimmung mit der Bun- 
desregierung einmütig der Auffassung, daß in § 21 
Abs. 1 Nr. 5 als kostenpflichtig nur solche Tatbe- 
stände angesehen und in der Kostenverordnung be- 
stimmt werden können, die über das Maß des übli- 
chen bei der staatlichen Aufsicht hinausgehen. Es 
muß also eine besondere Veranlassung zu außer- 
gewöhnlichen Maßnahmen gegeben worden sein, 
damit eine Kostenpflicht begründet werden kann. 

Zu 2. 

Breiten Raum nahm im Rahmen der Ausschußbera- 
tung die Frage ein, ob § 21 a Abs. 2 in der vorge- 
schlagenen Fassung entgegen den Intentionen des 
Ausschusses auch die Auslegung zulasse, daß über 
den Begriff der Abschreibung in § 21 a Abs. 2 Satz 4 
auch Kapitalanteile, die als Beiträge nach § 21 b 
gezahlt werden, zusätzlich in die Gebührenbemes- 
sung des § 21 a Abs. 2 einfließen könnten. Insofern 
ist der Ausschuß in Übereinstimmung mit der Bun- 
desregierung der eindeutigen Auffassung, daß sich 
§ 21 a Abs. 2 nur auf die Unterhaltung der Anlage 
und die Abschreibung der Gegenstände, die der 
Unterhaltung der Anlage dienen, bezieht, wohinge- 
gen der Kapitalanteil des § 21 b sich gerade nicht 
auf die Unterhaltung der Anlage bezieht. Es ist damit 
ausgeschlossen, daß der Kapitalanteil, der über die 
Beiträge nach § 21 b aufgebracht wird, noch einmal 
über die Gebühren nach § 21 a zu erbringen ist. Ko- 
sten für ein zweites Endlager werden nur und aus- 
schließlich über § 21 b beigetrieben. 

Zu 3. 

Der Ausschuß hat einen Vorschlag der Bundesregie- 
rung, der seitens des Bundesministers des Innern 
mit Schreiben vom 19. Februar 1980 dem Vorsitzen- 
den des Innenausschusses zugeleitet wurde, aufge- 
griffen und § 21 b Abs. 1 um den Begriff der anlagen- 
bezogenen Forschung und Entwicklung ergänzt. Die 
Bundesregierung hat im Rahmen der Beratung diesen 
Begriff anhand von Beispielsfällen konkretisiert. Der 
Ausschuß hat die Bundesregierung jedoch darüber 
hinausgehend ersucht, eine weitere detailliertere 
Auflistung von konkretisierenden Beispielsfällen zur 
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besseren inhaltlichen Verdeutlichung des Begriffes 
der anlagenbezogenen Forschung und Entwicklung 
zu erstellen. Eine entsprechende Auflistung, auf de- 
ren Inhalt im Rahmen der Darlegung der Beratungs- 
ergebnisse zu § 21 b Abs. 1 eingegangen wird, hat 
der Bundesminister für Forschung und Technologie 
dem Vorsitzenden *des Innenausschusses mit Schrei- 
ben vom 10. April 1980 zugeleitet. 

Zu 4. 

Kontrovers blieb im Rahmen der Beratung die Frage 
des Zeitpunktes der Begründung einer Vorauslei- 
stungspflicht von Beiträgen im Sinne des § 21 b. 
Während die CDU/CSU-Fraktion es — trotz der Re- 
gelung einer verzinsten Rückerstattung zuviel ge- 
zahlter Vorausleistungen in § 21 b Abs. 3 Satz 5 — 
als unbillig und vom Verursacherprinzip nicht mehr 
gedeckt angesehen hat, zu einem Zeitpunkt Beiträge 
zu verlangen, in dem der Ausgang des Genehmi- 
gungsverfahrens vollkommen ungewiß sei und des- 
wegen gefordert hat, daß Beiträge erst bei der 
Betriebsgenehmigung, auf jeden Fall jedoch nicht 
vor der ersten Teilerrichtungsgenehmigung erhoben 
werden dürften, sind die Fraktionen der SPD und 
FDP davon ausgegangen, daß den Bedenken der 
CDU/CSU-Fraktion schon durch die einschränkende 
Formulierung des § 21 b Abs. 2, darüber hinaus 
aber auch durch die Möglichkeit von Ausnahmere- 
gelungen ausreichend Rechnung getragen sei. 


III. Zu den Bestimmungen im einzelnen 

Soweit im folgenden Einzelvorschriften nicht erör- 
tert werden, wird auf die Begründung zum Regie- 
rungsentwurf in Drucksache 8/3195 verwiesen. 

Zu den Eingangsworten 

Während die Fraktionen der SPD und FDP die Auf- 
fassung vertreten haben, daß der Gesetzentwurf 
nicht zustimmungsbedürftig sei, da die neuen Tatbe- 
stände keine grundlegende Umgestaltung der den 
Ländern bereits jetzt obliegenden Verwaltungsauf- 
gaben darstelle, ist die CDU/CSU-Fraktion der An- 
sicht gewesen, der Gesetzentwurf sei zustimmungs- 
bedürftig. Abgesehen von den rechtlichen Gründen, 
die in der Gegenäußerung des Bundesrates angeführt 
seien, sei auch von der Sache her die Zustimmungs- 
bedürftigkeit angemessen. Wenn der Bundesrat der 
Kostenverordnung selbst zustimmen müsse, solle die 
Zustimmungspflichtigkeit auch in bezug auf die ge- 
setzliche Grundlage bestehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§21) 

a) In § 21 Abs. 1 Nr. 2 hat der Ausschuß den For- 
mulierungsvorschlag des Bundesrates — in Über- 
einstimmung mit dem in Drucksache 8/3195 an- 
gekündigten Prüfungsergebnis der Bundesregie- 
rung — insgesamt übernommen. 

b) Bezüglich des Umfanges der kostenpflichtigen 
Tatbestände in § 21 Abs. 1 Nr. 5 ist der Aus- 
schuß in Übereinstimmung mit der Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß in § 21 Abs. 1 Nr. 5 
als kostenpflichtig nur solche Tatbestände ange- 
sehen und in der Kostenverordnung bestimmt 


werden können, die über das Maß des üblichen 
bei der staatlichen Aufsicht hinausgehen. Es muß 
also eine besondere Veranlassung zu außerge- 
wöhnlichen Maßnahmen gegeben worden sein, 
damit eine Kostenpflicht begründet werden kann. 
Die Auslegung des Begriffes „Aufsichtsmaßnah- 
men" ist verfassungsrechtlich vorgegeben. Es 
geht dabei um die finanzverfassungsrechtliche 
Grundfrage, inwieweit staatliche Aufsichtsmaß- 
nahmen gebührenpflichtig gemacht werden kön- 
nen. Insoweit gibt es eine abstrakt schwer zu 
definierende Grenze zwischen der staatlichen 
Aufsicht, die generell aus Steuermitteln zu finan- 
zieren ist und bestimmten Aiifsichtsmaßnahmen, 
die einer bestimmten Ursache zugeordnet und für 
die dann Gebühren erhoben werden können. Die 
insoweit bestehende finanzverfassungsrechtliche 
Grenze braucht im Gesetz nicht ausformuliert zu 
werden, da sie bei der Ausgestaltung der Kosten- 
verordnung iin einzelnen zu beachten ist. 

c) Den Vorschlag des Bundesrates, § 21 Abs. 1 durch 
die vom Bundesr^t vorgeschlagene Nummer 6 zu 
ergänzen, hat der Ausschuß im wesentlichen mit 
der ablehnenden Begründung der Bundesregie- 
rung in Drucksache 8/3195 abgelehnt. Amtshand- 
lungen allgemeiner Art, vor allem auch Meß- 
handlungen im Rahmen beispielsweise der Fern- 
überwachung, sind grundsätzlich kostenfrei und 
sollen es auch bleiben. Demgegenüber sind dann 
Zugriffshandlungen kostenpflichtig. Die Ver- 
wirklichung des Regelungsgehaltes des Bundes- 
ratsvorschlages könnte Tendenzen erzeugen, für 
nichtige Tatbestände eine Kostenpflicht zu be- 
gründen. 

d) Den Vorschlag des Bundesrates, den von ihm 
vorgeschlagenen Absatz 1 a über die Aufwen- 
dungserstattung bei der staatlichen Aufsicht im 
Gesetz zu regeln, hat der Ausschuß deswegen ab- 
gclchnt, weil der Vorschlag des Bundesrates aus 
Vereinheitlichungsgründen in die Rechtsverord- 
nung aufgenommen werden soll. Der Ausschuß 
sieht es übereinstimmend als erforderlich an, daß 
die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung in 
die Rechtsverordnung aufgenommen werden muß. 

e) Die Einfügung des vom Bundesrat vorgeschlage- 
nen Satzes in § 21 Abs. 2 hat der Ausschuß als 
entbehrlich angesehen. 

f) Zu § 21 Abs. 3 ist der Ausschuß insgesamt den 
Vorschlägen in der Gegenäußerung der Bundes- 
regierung zur Stellungnahme des Bundesrates im 
wesentlichen unter Berufung auf die Begründung 
der Bundesregierung gefolgt. Die durch die Über- 
nahme des Bundesratsvorschlages stark erwei- 
terte Fassung des § 21 Abs. 3 Satz 4 ist nach 
Auffassung des Ausschusses sachlich richtiger 
und inofern aus Sachgründen auch erforderlich. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 a) 

a) Im Rahmen des § 21 a ist der Ausschuß bezüglich 
der Überschrift und bezüglich des § 21 a Abs. 1 
Satz 1 den Vorschlägen der Gegenäußerung der 
Bundesregierung gefolgt. Bezüglich des § 21 a 
Abs. 1 Satz 3 hat er den Vorschlag des Bundes- 
rates über die Ergänzung durch die Worte „Si- 
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cherheitsleistung"' und „Säumniszuschlag" aus 
Gründen sachlich gebotener Vervollständigung 
aufgegriffen. Im übrigen hat er die Vorschläge 
des Bundesrates in diesem Satz abgelehnt, da die 
von der Bundesregierung gebrauchten Begriffe in 
§ 21 a Abs. 1 Satz 3 präziser sind als die vom 
Bundesrat in diesem Zusammenhang vorgeschla- 
genen. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 b) 

a) Eine sehr breite Diskussion hat die Frage der 
eindeutigen Auslegung des § 21 a Abs. 2 ein- 
genommen. Insofern waren zunächst Zweifel dar- 
über aufgekommen, ob § 21 a Abs. 2 dadurch, 
daß in Satz 3 als Gebührenbemessungsgrundlage 
auch die Abschreibung aufgenommen ist, in Satz 
4 jedoch nicht ausdrücklich geregelt ist, daß der 
aus Beiträgen nach § 21 b aufgebrachte Kapital- 
anteil bei der Abschreibung und damit letztlich 
bei der Gebührenbemessung unberücksichtigt 
bleibt, so interpretiert werden kann, daß damit 
die Möglichkeit eröffnet wird, die Einrichtung 
eines Endlagers selbst und seine Abschreibun- 
gen nicht nur über die Beiträge nach § 21 b, son- 
dern ein zweites Mal über die Gebühren nach 
§ 21 a Abs. 2 zu finanzieren, so daß praktisch ein 
Kapitalstock für die Einrichtung eines neuen End- 
lagers gebildet werden kann. Infolgedessen erhob 
sich die Frage, ob nicht aus Klarstellungsgründen 
§ 21 a Abs. 2 Satz 4 dahin gehend ergänzt werden 
müsse, daß nach dem Wort „Verzinsung" die Wor- 
te „und bei der Abschreibung" eingefügt werden 
müßten. Der Ausschuß ist jedoch in Überein- 
stimmung mit der Bundesregierung einmütig der 
Auffassung, daß die Vorschrift des § 21 a Abs. 2 
nicht in diesem Sinne ausgelegt werden dürfe 
und insofern die erörterte Ergänzung inkonse- 
quent wäre. Der Regelungsgehalt des § 21 b Abs. 
2 betrifft die Frage, wie die Abnutzungen der in- 
frage stehenden Anlagen im Rahmen der laufen- 
den Unterhaltung ersetzt werden können. Inso- 
fern hat sich der Regierungsentwurf in § 21 b 
dafür entschieden, die jeweilige Abnutzung über 
Gebühren im Rahmen der Abschreibung ersetzen 
zu lassen. Dies hat den Vorteil, daß ein Kapital- 
stock gebildet wird, aufgrund dessen zu erset- 
zende Teile sofort ausgetauscht werden können. 
Dieser Weg verursacht der zuständigen physika- 
lisch-technischen Bundesanstalt den geringsten 
Verwaltungsaufwand und stellt im Verhältnis zu 
der Lösungsmöglichkeit, jeweils zu warten, bis 
ein Teil ersetzt werden muß, um dann neue Bei- 
träge zu erheben, die effektivere Lösung dar. Da 
es vom Regelungsgehalt der Vorschrift her um 
die Abnutzungen im Rahmen der laufenden Un- 
terhaltung der Anlage geht, ist nach einhelliger 
Auffassung des Ausschusses klargestellt, daß in 
der Grundlage für die Bemessung der Gebühren- 
sätze in § 21 a Abs. 2 keine Anteile enthalten 
sein können und dürfen, die zur Deckung des 
notwendigen Aufwandes für die Planung, den 
Erwerb von Grundstücken und Rechten, der an- 
lagenbezogenen Forschung und Entwicklung, der 
Errichtung, der Erweiterung und der Erneuerung 
der fraglichen Anlagen notwendig sind. Das 


heißt, der Kapitalanteil, der über die Beiträge 
nach § 21 b erbracht wird, wird nicht gleichzeitig 
über die Gebühren nach § 21 a erhoben. Unter 
den Begriff der Abschreibung in § 21 a Abs. 2 
Satz 3 fallen nur die Gegenstände, die der Un- 
terhaltung der Anlage dienen, nicht jedoch die- 
jenigen die der Planung, dem Erwerb von Grund- 
stücken und Rechten, der anlagenbezogenen For- 
schung und Entwicklung, der Errichtung, der Er- 
weiterung oder der Erneuerung von Anlagen 
dienen. Der Kapitalanteil des § 21 b bezieht sich 
nicht auf die Unterhaltung der Anlage, wohin- 
gegen sich § 21 a Abs. 2 nur auf die Unterhal- 
tung der Anlage und die Abschreibung der Ge- 
genstände, die der Unterhaltung der Anlage die- 
nen, beziehen. Damit ist ausgeschlossen, daß der 
Kapitalanteil, der über die Beiträge nach § 21 b 
aufgebracht wird, noch einmal über die Gebüh- 
ren nach § 21 a zu erbringen ist. Die Kosten 
für ein zweites Endlager können und dürfen nur 
und ausschließlich über § 21 b beigetrieben wer- 
den. 

b) Die Neuformulierung des § 21 a Abs. 2 Satz 2 hat 
der Ausschuß aus Klarstellungsgründen vorge- 
schlagen, damit sichergestellt ist, daß auch die 
Abschreibung ausschließlich nach dem aufge- 
wandten Kapital bemessen wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 21 b) 

a) Bei § 21 b Abs. 1 Satz 1 hat der Ausschuß einen 
Vorschlag der Bundesregierung vom 21. Februar 
1980 aufgegriffen und die Vorschrift dahin gehend 
ergänzt, daß Beiträge auch zur Deckung des not- 
wendigen Aufwandes für die anlagenbezogene 
Forschung und Entwicklung erhoben werden. Der 
Ausschuß befürwortet diese Ergänzung als eine 
sinnvolle und konsequente Verwirklichung des 
Verursacherprinzips. Die Regelung beinhaltet, 
daß dort, wo sich Forschungs- und Entwicklungs- 
ausgaben als Risikoverlustgelder ausweisen, die 
Belastung weiterhin durch den Steuerzahler zu 
tragen ist, dagegen dort, wo der Einsatz der For- 
schung und Entwicklung dazu führt, daß sie kom- 
merziell vom Betreiber genutzt werden kann, 
diese — soweit sie anlagenspezifisch ist — in 
die Beitragsbemessung einfließt. Durch das 
Merkmal der Anlagenbezogenheit wird der bei 
der Beitragserhebung berücksichtigungsfähige 
Aufwand in sachgerechtem Umfang begrenzt. 
Den Begriff der anlagenbezogenen Forschung 
und Entwicklung in dem in der Ausschußbera- 
tung erörterten Sinne hat die Bundesregierung 
auf Ersuchen des Ausschusses mit Schreiben des 
Bundesministers für Forschung und Technologie 
vom 10. April 1980 durch eine beispielhafte Zu- 
sammenstellung dessen, was darunter zu ver- 
stehen ist, konkretisiert. Danach gehören zum 
anlagenbezogenen Forschungs- und Entwick- 
lungsaufwand in erster Linie die Kosten der 
Standortsuche und Standorterkundung: 

— geologische und hydrogeologische Untersu- 
chungen, Bohrprogramme, bergmännische 
Erschließung; 

— ökologische, klimatische und andere umwelt- 
spezifische Forschungs- und Entwicklungsar- 
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beiten, die für die Entwicklung, Beurteilung, 
und Erprobung eines Endlagers notwendig 
sind; 

— Kosten für den Erwerb von Grundstücken 
oder Grundstücksrechten zur Durchführung 
der Standortsuche und Standorterkundung; 

— Kosten für die Erlangung der erforderlichen 
(z. B. wasserrechtlichen, forstrechtlichen) Ge- 
nehmigungen für Standortsuche und Standort- 
erkundung. Hinzu kommen nach Auffassung 
der Bundesregierung im Laufe des Planfest- 
stellungsverfahrens notwendig werdende Auf- 
wendungen für anlagenbezogene Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zur Errichtung des 
Endlagers und zu den im Endlager anzuwen- 
denden Verfahren und Techniken. Was den 
finanziellen Rahmen der entsprechenden Maß- 
nahmen angeht, verweist die Bundesregierung 
darauf, daß die bisher bereitgestellten Mittel 
für Standortsuche und Standorterkundung ein- 
schließlich des bisher durchgeführten Bohr- 
programms sich auf rd. 70 Mio DM belau- 
fen. Nicht zum anlagenbezogenen Forschungs- 
und Entwicklungsaufwand zu zählen sind da- 
gegen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
zur Herstellung verschiedener spezifikations- 
gerechter Endlagerprodukte, die für die Über- 
führung der Abfälle in das Endlager und für 
die Endlagerung vorausgesetzt werden, ins- 
besondere Forschungs- und Entwicklungsar- 
beiten hinsichtlich der Konditionierung von 
Abfällen (z. B. Arbeiten für das PAMELA-Ver- 
fahren), die in die Verantwortung der Indu- 
strie gehören. 

b) Dem Vorschlag des Bundesrates, durch eine ent- 
sprechende Ergänzung des § 21 b Abs. 1 die Lan- 
dessammelstellen und die zur Erfüllung ihrer 
Pflichten tätigen Dritten von der Verpflichtung 
zur Beitragszahlung zu entbinden, ist der Aus- 
schuß nicht gefolgt. Dies 'wird vor allem damit 
begründet, daß das Verursacherprinzip einheit- 
lich angewandt werden muß und deswegen die 
Landessammelstellen nicht generell von der Bei- 
tragspflicht ausgenommen werden dürfen. Im 
übrigen besteht die Möglichkeit, Erleichterungen 
in der Kostenverordnung auf der Grundlage des 
§ 21 b Abs. 3 zu gewähren. 

c) Kontrovers geblieben sind die Auffassungen 
zwischen der CDU/CSU-Fraktion einerseits und 
den Fraktionen von SPD und FDP andererseits 
bezüglich der Regelung des Zeitpunktes der Be- 
gründung einer Vorausleistungspflicht in § 21 b 
Abs. 2. Infolgedessen wurde § 21 b Abs. 2 und 3 
mit Mehrheit gegen die Stimmen der CDU/CSU- 


Fraktion in der Formulierung des Regierungsent- 
wurfes zugestimmt. Die CDU/CSU-Fraktion stell- 
te sich dabei auf den Standpunkt, daß es unbillig 
sei, schon zu einem Zeitpunkt Beiträge zu ver- 
langen, in dem die Ausgangslage des Genehmi- 
gungsverfahrens vollkommen ungewiß sei. Es 
bestünde derzeit bei Antragstellung in keiner 
Weise eine Sicherheit dafür, daß eine Anlage 
genehmigt werde oder in Betrieb gehe. Selbst 
wenn die Möglichkeit einer Rückzahlung und 
Verzinsung des zurückzuzahlenden Betrages so 
wie in § 21 b Abs. 3 Satz 5 vorgesehen sei, recht- 
fertige dies nicht einen derart weiten und unge- 
wissen finanziellen Vorgriff. Sie hat es daher 
für erforderlich gehalten, daß § 21 b Abs. 2 der- 
gestalt normiert werde, daß Beiträge erst bei der 
Betriebsgenehmigung, auf jeden Fall jedoch nicht 
vor der ersten Teilerrichtungsgenehmigung er- 
hoben werden dürften. Eine weitere Vorverle- 
gung des Fälligkeitszeitpunktes der Beitragszah- 
lung sei — auch bei konsequenter Anwendung 
des Verursacherprinzips — nicht zu rechtfer- 
tigen. 

Die Fraktionen der SPD und FDP haben dem 
entgegengehalten, daß es hier um die Frage gehe, 
wer die Hauptlast der Finanzierung im Hinblick 
auf die das Genehmigungsverfahren begleiten- 
den, notwendigen Investitionen für Zwischen- 
und Endlager zu tragen habe. Diese Aufwendun- 
gen sollen ihrer Ansicht nach in konsequenter 
Verwirklichung des Verursacherprinzips vom 
Antragsteller schon bei der Antragstellung mit- 
einbehalten werden, damit in dem Zeitpunkt, in 
dem entsprechende Investitionen zu tätigen 
seien, diese nicht durch die öffentliche Hand 
vorfinanziert werden müßten. Unbilligkeiten 
würden durch die Vorschrift des § 21 b Abs. 3 
Satz 5 vermieden, da Fehlzahlungen des Antrag- 
stellers verzinst zurückgezahlt würden. Die Re- 
gelung sei auch vom Verursacherprinzip gedeckt, 
da in ihr insofern ein Korrektiv enthalten sei, 
als nur dann Vorausleistungen verlangt werden 
dürften, wenn mit dem Eintritt der Ablieferungs- 
pflicht an Anlagen des Bundes nach § 9 a Abs. 3 
gerechnet werden müsse. Dieses Korrektiv führe 
dazu, daß nicht ohne jeden Anlaß und ohne jede 
Aussicht auf Erteilung einer Genehmigung eine 
Vorausleistung verlangt werden könne. Zudem 
werde den Intentionen der CDU/CSU-Fraktion 
über die Ausnahmemöglichkeiten des § 21 b 
Abs. 3 in ausreichendem Maße Rechnung ge- 
tragen. 

d) Zur Auslegung des § 21 b Abs. 3 hat der Aus- 
schuß ferner die Auffassung vertreten, daß der 
Begriff „Befreiung" dann keine Gültigkeit haben 
kann, wenn eine Anlage genehmigt worden ist. 


Bonn, den 14. April 1980 


Dr. Laufs Schäfer (Offenburg) 

Berichterstatter 
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